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Anlage zum Beitrag: „Steuerberatung in der Krise: Die HGB-Bilanz ist kein 
Überschuldungsstatusb“ 
 

Von RAin Anne Nickert und RA/StB Cornelius Nickert (https://www.nickert-og.de) 

Artikel-URL: https://www.stb-web.de/news/article.php/id/26703 

 
Tabelle 1: Typische Fehlannahmen in der Beratungspraxis: 
 

Konstellation Risiko bei Orientierung an 
HGB-Werten 

Mögliche 
insolvenzrechtliche 
Korrektur 

Buchwerte unter 
Verkehrswerten 

Vermeintliche 
Überschuldung wegen 
niedriger HGB-Ansätze 

Aufdeckung stiller 
Reserven, etwa bei 
Immobilien oder 
Beteiligungen 

Buchwerte über 
erzielbaren Werten 

Vermeintliche Nicht-
Überschuldung 

Berücksichtigung stiller 
Lasten oder niedrigerer 
Liquidationswerte 

Fortgeführte 
Anschaffungskosten 

Keine realistische Aussage 
über Verwertungswert 

Ansatz von Verkehrs- oder 
Liquidationswerten 

Handelsrechtliche Going-
Concern-Prämisse 

Fehlannahme einer positiven 
Fortbestehensprognose 

Eigenständige insolvenz-
rechtliche Fortbestehens-
prognose erforderlich 

Nicht bilanzierte 
Vermögenswerte 

Zu niedrige Aktivseite Ansatz insolvenzrechtlich 
verwertbarer Vermögens-
positionen 

Nicht erkannte 
Risiken/Rückstellungen 

Zu hohe 
Nettovermögensposition 

Vollständige Erfassung 
bestehender Ver-
bindlichkeiten und Risiken 

 

Tabelle 2: Bewertungsmethoden 
 

Vermögenswert Praktischer Bewertungsansatz 

Immobilien Verkehrswertgutachten, Vergleichswerte, Ertragswert, Sachwert, 
objektspezifische Abschläge 

Beteiligungen Ertragswert, DCF, Multiples, Transaktionsvergleiche, Substanzwert, 
Marktindikationen 

Forderungen Nominalwert abzüglich Ausfall-, Prozess- und Einziehungsrisiken 

Vorräte realisierbare Verkaufspreise abzüglich Verwertungskosten 

Immaterielle 
Werte 

Verwertbarkeit, Übertragbarkeit, Marktfähigkeit, rechtlicher 
Bestand 
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Verbindlichkeiten rechtlicher Bestand, Fälligkeit, Rang, Sicherheiten, Rangrücktritt 

Rückstellungen Mit dem nach vorsichtig nach insolvenzrechtlichen Grundsätzen 
geschätzten Erfüllungsbetrags, der ggf. abzuzinsen ist 

 

 
Krisensignale: 

Wichtig ist: Ein HGB-Fehlbetrag ist nicht gleich Insolvenzreife. Er ist aber der späteste 
Anlass, die insolvenzrechtliche Prüfung anzustoßen. Steuerberater sollten daher zur 
eigenen Enthaftung interne Prozesse schaffen, um Krisensignale frühzeitig zu erkennen. 
Zu diesen Krisensignalen gehören insbesondere: 

➢ negatives Eigenkapital oder nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag, 
➢ Ergebnisse deutlich unter Branchenneiveau, 
➢ wiederholte Verluste, 
➢ Liquiditätsengpässe, 
➢ Zahlungsrückstände gegenüber Finanzamt, Sozialversicherung oder Lieferanten, 
➢ Kontokorrentlinien am Limit, 
➢ nicht eingehaltene Covenants, 
➢ schleppende Forderungseinzüge, 
➢ auslaufende Finanzierungen, 
➢ erhebliche stille Lasten. 

Ferner sollten die originär verantwortlichen Mandanten über dieser Problematik 
rechtzeitig sensibilisiert werden.  

 
 
Weiter sollte in jedem Krisenmandat schriftlich festgehalten werden: 

➢ Ist der Steuerberater nur mit Buchführung/Jahresabschluss/Steuererklärungen 
beauftragt? 

➢ Soll er eine insolvenzrechtliche Einschätzung abgeben? 
➢ Soll er eine Fortbestehensprognose erstellen oder nur Zahlenmaterial liefern? 
➢ Wird ein Überschuldungsstatus erstellt oder lediglich vorbereitet? 
➢ Wer prüft die rechtliche Antragspflicht? 
➢ Wer bewertet Immobilien, Beteiligungen oder immaterielle Vermögenswerte? 

Besondere Vorsicht ist bei der Erstellung der BWA geboten. Diese ist das Ergebnis der 
Zahlen des betrieblichen Rechnungswesens nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen. 
Das wiederum indiziert einen betriebswirtschaftlichen Beratungsauftrag, der Pflichten 
begründen kann, die über das Kontieren der Belege hinausgeht.  

Diese Abgrenzung schützt nicht nur den Steuerberater, sondern auch den Mandanten, weil 
Verantwortlichkeiten klar werden. 

Da der Steuerberater die Einahltung seiner Pflichten, einschließlich der Erfüllung der Warn- 
und Hinweispflichten (§ 102 StaRUG), im Streitfall darlegen und beweisen muss, sollte sich 
die Beurteilung einschließlich der Hinweise an den Mandanten aus der Akte ergeben 
(Dokumentationspflicht).  


